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Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Reutlingen vom 12. Juni 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten
des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Der Antragsteller begehrt im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes die
GewÃ¤hrung von Leistungen der Pflegeversicherung nach Pflegegrad 2.

Der 1959 geborene Antragsteller ist bei der Antragsgegnerin pflegeversichert. Er
leidet an einer alkoholtoxischen Polyneuropathie der Beine mit Gang- und
Standunsicherheit. Seit Oktober 2017 bezieht er Leistungen nach Pflegegrad 1
(23,75 gewichtete Punkte).

Am 22. Mai 2018 beantragte er die Einstufung in einen hÃ¶heren Pflegegrad. Die
Beklagte veranlasste eine Begutachtung durch den Medizinischen Dienst der
Krankenversicherung Baden-WÃ¼rttemberg (MDK), wobei die Pflegefachkraft B. auf
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Grund eines Hausbesuchs am 25. Juli 2018 das Gutachten vom 26. Juli 2018
erstattete. Als pflegebegrÃ¼ndende Diagnosen nannte sie eine rezidivierende
depressive StÃ¶rung sowie StÃ¶rungen des Gangs und der MobilitÃ¤t. Sie ging
davon aus, dass die aktuell festgestellten gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen zu
einer Abnahme der SelbstÃ¤ndigkeit gefÃ¼hrt hÃ¤tten, jedoch ein hÃ¶herer
Pflegegrad noch nicht erreicht werde. Bei insgesamt 13,75 gewichteten Punkten
(MobilitÃ¤t: 2,50 Punkte; Kognitive und kommunikative
FÃ¤higkeiten/Verhaltensweisen und psychische Problemlagen: 7,50 Punkte;
Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte: 3,75 Punkte) liege (weiterhin)
Pflegegrad 1 vor.

Mit Bescheid vom 30. Juli 2018 lehnte die Antragsgegnerin eine HÃ¶herstufung mit
der BegrÃ¼ndung ab, beim Antragsteller liege eine geringe, aber noch keine
erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der SelbstÃ¤ndigkeit vor; der Grad der
BeeintrÃ¤chtigung erreiche noch nicht den Pflegegrad 2 (27 bis 47,4 Punkte).

Hiergegen erhob der Antragsteller Widerspruch und machte geltend, das Gutachten
sei formal und inhaltlich mit schwerwiegendsten MÃ¤ngeln behaftet. Diesem liege
insbesondere keinerlei Ã¤rztliche Befunderhebung zu Grunde und es stelle zu
Unrecht eine Verbesserung seines Gesundheitszustandes fest (statt bisher 23,75
nun 13,75 Punkte). In dem daraufhin veranlassten weiteren Gutachten vom 24.
Oktober 2018 gelangte die Pflegefachkraft G. auf Grund eines Hausbesuchs am 18.
Oktober 2018 gleichermaÃ�en zu 13,75 gewichteten Punkten (Kognitive und
kommunikative FÃ¤higkeiten/Verhaltensweisen und psychische Problemlagen: 3,75
Punkte; Selbstversorgung: 10,0 Punkte) und dementsprechend zu Pflegegrad 1. Mit
Widerspruchsbescheid vom 13. Dezember 2018 wies der Widerspruchsausschuss
der Antragsgegnerin den Widerspruch zurÃ¼ck.

Am 10. Januar 2019 erhob der Antragsteller dagegen beim Sozialgericht Reutlingen
(SG) Klage (S 9 P 128/19). Das SG hÃ¶rte FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie Dr. S.,
Praxisnachfolgerin des Facharztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. Se. als
sachverstÃ¤ndige Zeugin und bestellte am 30. April 2019 zur Feststellung des
Grades der PflegebedÃ¼rftigkeit die Pflegefachkraft B. zum gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen.

Mit dem am 3. Juni 2019 beim SG eingegangenen Schriftsatz vom 31. Mai 2019
beantragte der Antragsteller den Erlass einer einstweiligen Anordnung. Zur
BegrÃ¼ndung trug er vor, von dem SachverstÃ¤ndigen B. bisher noch keinen
Termin zur Begutachtung erhalten zu haben, so dass mit einer Entscheidung des SG
frÃ¼hestens ab Oktober 2019 zu rechnen sei. Wegen seiner massiven Fallneigung
bestehe bereits jetzt die dringende Notwendigkeit fÃ¼r Leistungen der
Pflegversicherung nach einem hÃ¶heren als dem derzeitigen Pflegegrad. Angesichts
des sich akut weiter verschlechternden Gesundheitszustandes vergrÃ¶Ã�ere sich
ohne zusÃ¤tzliche PflegeunterstÃ¼tzungsleistungen die Gefahr eines Sturzes mit
schwerwiegenden Folgen bis zur Hauptsacheentscheidung immer weiter.
SchlieÃ�lich habe Dr. Se. in seinem Arztbrief vom 18. Mai 2018 schon fÃ¼r den
Zeitpunkt seines HÃ¶herstufungsantrags ausgefÃ¼hrt, dass Pflegegrad 1 "bei
weitem zu wenig" sei. Zwischenzeitlich dÃ¼rfte es eher um Pfleggrad 3 gehen. Die
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MÃ¤ngel in den Gutachten des MDK seien erheblich.

Die Antragsgegnerin trat dem Antrag entgegen.

Mit Beschluss vom 12. Juni 2019 lehnte das SG den Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung ab. Ein Anordnungsanspruch und ein Anordnungsgrund
seien nicht glaubhaft gemacht. Der Ausgang des Hauptsacheverfahrens sei offen
und eine Vorwegnahme der Hauptsache nicht gerechtfertigt. Dem KlÃ¤ger sei ein
Abwarten der Entscheidung in der Hauptsache ebenso wie jedem anderen
Antragsteller, der ein geltend gemachtes Recht im Klagewege verfolge, zumutbar.
Dies gerade auch vor dem Hintergrund, dass bereits am 30. April 2019 ein
SachverstÃ¤ndigengutachten in Auftrag gegeben worden sei.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 13. Juni 2019 beim Landessozialgericht (LSG) Baden-
WÃ¼rttemberg Beschwerde eingelegt und zu deren BegrÃ¼ndung vorgetragen,
durch die AusfÃ¼hrungen des Dr. Se. in seinem Arztbrief vom 18. Mai 2018 die
Voraussetzungen fÃ¼r die Einstufung in Pfleggrad 2 glaubhaft gemacht zu haben.
Er habe unmissverstÃ¤ndlich auf dessen Aussage hingewiesen, wonach Pflegegrad
1 "bei weitem zu wenig" sei. Es handele es sich dabei sogar um die einzige
Ã¤rztliche Aussage. Dass das SG dieser Stellungnahme keinerlei Bedeutung
beigemessen habe, sei unverstÃ¤ndlich. SchlieÃ�lich sei die Ablehnung seines
HÃ¶herstufungsantrags schon deshalb rechtswidrig, weil der Beurteilung keinerlei
Ã¤rztliche Befunde zu Grunde gelegen hÃ¤tten. Auch der vom SG bestellte
SachverstÃ¤ndige sei kein Arzt.

Der Antragsteller beantragt (sachgerecht gefasst),

den Beschluss des Sozialgerichts Reutlingen vom 12. Juni 2019 aufzuheben und die
Antragsgegnerin zu verpflichten, ihm vorlÃ¤ufig Geldleistungen der
Pflegeversicherung nach dem Pflegegrad 2 zu gewÃ¤hren.

Die Antragsgegnerin beantragt,

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge des Verfahrens des einstweiligen
Rechtsschutzes sowie auf die beigezogene Verwaltungsakte der Antragsgegnerin
Bezug genommen.

II.

1. Die gemÃ¤Ã� Â§ 173 Satz 1 und 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und
fristgerecht eingelegte Beschwerde des Antragstellers ist zulÃ¤ssig, insbesondere
statthaft. Die Beschwerde ist nicht nach Â§ 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG ausgeschlossen,
weil die Berufung in der Hauptsache nicht der Zulassung bedÃ¼rfte. Der
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Antragsteller begehrt zukunftsgerichtet laufende Leistungen ohne BeschrÃ¤nkung
und damit fÃ¼r einen Zeitraum von mehr als einem Jahr (Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG
).

2. Die Beschwerde ist nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat es zu Recht abgelehnt, die
Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, dem
Antragsteller vorlÃ¤ufige Leistungen der gesetzlichen Pflegeversicherung nach
Pflegegrad 2 zu gewÃ¤hren.

Nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG sind einstweilige Anordnungen zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn
eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. FÃ¼r
den Erlass einer einstweiligen Anordnung ist Voraussetzung, dass ein dem
Antragsteller zustehendes Recht oder rechtlich geschÃ¼tztes Interesse vorliegen
muss (Anordnungsanspruch), das ohne GewÃ¤hrung des vorlÃ¤ufigen
Rechtsschutzes vereitelt oder wesentlich erschwert wÃ¼rde, so dass dem
Antragsteller schwere, unzumutbare Nachteile entstÃ¼nden, zu deren
nachtrÃ¤glicher Beseitigung die Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr in der
Lage wÃ¤re (Anordnungsgrund). Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund
mÃ¼ssen glaubhaft gemacht sein (Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG i.V.m. Â§ 920 Abs. 2
Zivilprozessordnung [ZPO]). Glaubhaftmachung liegt vor, wenn das Vorliegen eines
Anordnungsanspruchs und eines Anordnungsgrunds Ã¼berwiegend wahrscheinlich
sind. Dabei dÃ¼rfen sich die Gerichte bei der Beurteilung der Sach- und Rechtslage
an den Erfolgsaussichten der Hauptsache orientieren (Bundesverfassungsgericht
[BVerfG], Beschluss des Ersten Senats vom 13. April 2010 â�� 1 BvR 216/07 â��
juris, Rn. 64; BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Ersten Senats vom 6. August
2014 â�� 1 BvR 1453/12 â�� juris, Rn. 9).

Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund stehen nicht isoliert nebeneinander; es
besteht vielmehr eine Wechselbeziehung der Art, dass die Anforderungen an den
Anordnungsanspruch mit zunehmender EilbedÃ¼rftigkeit bzw. Schwere des
drohenden Nachteils (dem Anordnungsgrund) zu verringern sind und umgekehrt
(vgl. LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 15. November 2013 â�� L 15 AS
365/13 B ER â�� juris, Rn. 18; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 29. Januar
2007 â�� L 7 SO 5672/06 ER-B â�� juris, Rn. 2). Ist die Klage in der Hauptsache
offensichtlich unzulÃ¤ssig oder unbegrÃ¼ndet, so ist der Antrag auf einstweilige
Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf den Anordnungsgrund grundsÃ¤tzlich abzulehnen,
weil ein schÃ¼tzenswertes Recht nicht vorhanden ist (LSG Niedersachsen-Bremen,
Beschluss vom 15. November 2013 â�� L 15 AS 365/13 B ER â�� juris, Rn. 18;
Hessisches LSG, Beschluss vom 5. Februar 2007 â�� L 9 AS 254/06 ER â�� juris, Rn.
4). Ist die Klage in der Hauptsache dagegen offensichtlich begrÃ¼ndet, so
vermindern sich die Anforderungen an den Anordnungsgrund. In der Regel ist dann
dem Antrag auf Erlass der einstweiligen Anordnung stattzugeben, auch wenn in
diesem Fall nicht gÃ¤nzlich auf einen Anordnungsgrund verzichtet werden kann
(LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 15. November 2013 â�� L 15 AS
365/13 B ER â�� juris, Rn. 18; Hessisches LSG, Beschluss vom 5. Februar 2007 â�� 
L 9 AS 254/06 ER â�� juris, Rn. 4).
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Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen fÃ¼hrte das SG im Ergebnis zutreffend aus,
dass ein Anordnungsgrund nicht glaubhaft gemacht ist.

Rechtsgrundlage fÃ¼r das Begehren auf hÃ¶here Geldleistungen der
Pflegeversicherung nach dem Pflegegrad 2 ist Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB X). Danach ist, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt, der Verwaltungsakt mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben. Eine wesentliche Ã�nderung in den
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen, dass die gesundheitlich bedingten
BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten des KlÃ¤gers die
fÃ¼r den Pflegegrad 2 erforderlichen mindestens 27 Gesamtpunkte (Â§ 15 Abs. 3
Satz 4 Nr. 2 Elftes Buch Sozialgesetzbuch [SGB XI]) erreichen, lÃ¤sst sich aufgrund
des derzeitigen Sach- und Streitstandes nicht erkennen. Die begehrte Einstufung in
Pflegegrad 2 ist insbesondere auch mit den AusfÃ¼hrungen des Dr. Se. in seinem
Arztbrief vom 18. Mai 2018, wonach Pflegegrad 1 "bei weitem zu wenig" sei, nicht
glaubhaft gemacht. Diese Aussage lÃ¤sst schon nicht erkennen, aus welchen
GrÃ¼nden Dr. Se. der Ansicht ist, Pflegegrad 1 trage den gesundheitlichen
EinschrÃ¤nkungen des Antragstellers nicht Rechnung bzw. welche konkrete
Gesichtspunkte seines Erachtens die Einordnung in einen hÃ¶heren Pflegegrad
notwendig machen sollen. Mangels nÃ¤herer BegrÃ¼ndung seiner Auffassung ist
bereits nicht erkennbar, ob Dr. Seiter mit dem Rechtsbegriff der
PflegebedÃ¼rftigkeit im Sinne des Â§ 14 SGB XI vertraut ist, seine EinschÃ¤tzung
hieran orientierte und dabei gerade auch die maÃ�geblichen Kriterien in den zu
beurteilenden Bereichen der MobilitÃ¤t, der kognitiven und kommunikativen
FÃ¤higkeiten, der Verhaltensweisen und psychischen Problemlagen, der
Selbstversorgung, der BewÃ¤ltigung und selbstÃ¤ndige Umgang mit krankheits-
oder therapiebedingten Anforderungen und Belastungen sowie der Gestaltung des
Alltagslebens heranzog und entsprechend den Vorgaben in Â§ 15 Abs. 3 SGB XI
gewichtete. Dass die BeeintrÃ¤chtigungen des Antragstellers einen
Gesamtpunktwert erreichen, der die Einordnung in Pflegegrad 2 rechtfertigt, ist mit
den AusfÃ¼hrungen des Dr. Se. daher nicht glaubhaft gemacht. Entsprechendes gilt
fÃ¼r das Vorbringen des Antragstellers, die Ablehnung seines
HÃ¶herstufungsantrags sei schon deshalb rechtswidrig, weil der Beurteilung des
MDK keinerlei Ã¤rztliche Befunde zu Grunde gelegen hÃ¤tten und die Begutachtung
statt durch Ã�rzte lediglich durch PflegefachkrÃ¤fte erfolgt sei. Denn auch die
Richtigkeit der insoweit vertretenen Rechtsauffassung unterstellt, wÃ¼rde nicht die
Annahme rechtfertigen, die BeeintrÃ¤chtigungen des Antragstellers erreichten den
fÃ¼r Pflegegrad 2 erforderlichen Gesamtpunktwert von zumindest 27.

Ungeachtet dessen hat der Antragsteller auch im Beschwerdeverfahren keinerlei
GrÃ¼nde vorgebracht, aus denen sich ergeben kÃ¶nnte, dass ihm ein Abwarten des
Klageverfahrens unzumutbar ist. Soweit er geltend macht, wegen seiner Fallneigung
bestehe die Gefahr eines Sturzes mit einer mÃ¶glicherweise massiven
Verschlechterung seines Gesundheitszustandes, genÃ¼gt dies zur
Glaubhaftmachung eines Anordnungsgrundes nicht. Die Leistungen der hÃ¤uslichen
Pflege sind keine existenzsichernden Leistungen. Nach Â§ 4 Abs. 2 Satz 1 SGB XI
ergÃ¤nzen bei hÃ¤uslicher und teilstationÃ¤rer Pflege die Leistungen der
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Pflegeversicherung die familiÃ¤re, nachbarschaftliche oder sonstige ehrenamtliche
Pflege und Betreuung. Â§ 4 Abs. 2 SGB XI als Grundnorm verdeutlicht, dass die
Leistungen der Pflegeversicherung (lediglich) eine soziale Grundsicherung in Form
von unterstÃ¼tzenden Hilfeleistungen darstellen sollen, eine Vollversorgung des
PflegebedÃ¼rftigen indessen nicht angestrebt wird. Im ambulanten Bereich obliegt
es den Versicherten, einen durch die Leistungen der Pflegeversicherung nicht
gedeckten Pflege- und Betreuungsaufwand selbst sicherzustellen (vgl. Bundestags-
Drucksachen 12/5262 S. 90 und 16/7439, S. 44; siehe auch Bundessozialgericht
[BSG], Urteil vom 5. Mai 2010 â�� B 12 R 6/09 R â��, juris Rn. 19).

3. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG.

4. Dieser Beschluss ist mit der Beschwerde nicht anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 08.12.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               6 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/4.html
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/Bundestags-Drucksachen%2012/5262#Seite=90
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/Bundestags-Drucksachen%2012/5262#Seite=90
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20R%206/09%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/177.html
http://www.tcpdf.org

